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Pflegeheime für Volljährige (Heimgesetz - HeimG) 

A. Zielsetzung 

Der Betrieb von Altenheimen, Altenwohnheimen und Pflege-
heimen ist nach geltendem Recht nicht erlaubnispflichtig. Eine 
präventive Kontrolle ist nicht möglich. Die Insassen dieser 
Heime sind alte oder behinderte Menschen. Das leibliche, 
geistige und seelische Wohl der Heimbewohner muß von den 
Behörden geschützt werden. Das geltende Recht reicht nicht 
aus, einen umfassenden Schutz sicherzustellen. 

B. Lösung 

Der erforderliche Schutz kann nur durch eine weitreichende, 
durchgreifende Heimaufsicht erreicht werden. Da das Schutz-
bedürfnis unabhängig von der Rechtsform des Trägers einer 
Einrichtung ist, muß sich die Heimaufsicht auf Einrichtungen 
gewerblicher, gemeinnütziger und öffentlich-rechtlicher Träger 
unterschiedslos erstrecken. Für gewerbliche Träger wird eine 
Erlaubnispflicht eingeführt. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

In den Ländern dürften Kosten für die Durchführung der Heim

-

aufsicht entstehen, deren Höhe nicht angegeben werden kann. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (III/2) — 240 00 — Al 2/73 Bonn, den 14. Februar 1973 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes 
den vom Bundesrat in seiner 387. Sitzung am 1. Dezember 1972 be-
schlossenen Entwurf eines Gesetzes über Altenheime, Altenwohn-
heime und Pflegeheime für Volljährige (Heimgesetz — HeimG) mit 
Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu-
führen.  

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der 
als Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über Altenheime, Altenwohnheime und 
Pflegeheime für Volljährige (Heimgesetz - HeimG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für den Betrieb von Alten-
heimen, Altenwohnheimen, Pflegeheimen und ähn-
lichen Einrichtungen, die alte Menschen sowie 
pflegebedürftige oder behinderte Volljährige nicht 
nur vorübergehend aufnehmen und betreuen, so-
weit es sich nicht um Krankenhäuser, Einrichtungen 
der beruflichen Rehabilitation oder Tageseinrich-
tungen handelt. 

(2) Der Bundesminister für Jugend- Familie und 
Gesundheit kann im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Wirtschaft und Finanzen und mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung bestimmen, welche Einrichtungen als ähnliche 
Einrichtungen gelten. 

§ 2 

Zweck des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es sicherzustellen, 
daß in den Einrichtungen der in § 1 genannten Art 
das leibliche, geistige und seelische Wohl der Be-
wohner gewährleistet ist und daß zwischen dem 
Entgelt und der Leistung der Einrichtung kein auf-
fälliges Mißverhältnis besteht. 

(2) Die Selbständigkeit der Träger der Einrich-
tungen in Zielsetzung und Durchführung ihrer Auf-
gaben bleibt unberührt. 

§ 3 

Mindestanforderungen 

Zur Durchführung des § 2 können die Landes-
regierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen 
durch Rechtsverordnung Mindestanforderungen fest-
legen 

1. für die Räume, insbesondere die Wohn-, Auf-
enthalts-, Schlaf- und Wirtschaftsräume, sowie 
für die Verkehrsflächen und die sanitären An-
lagen; 

2. für die Eignung des Leiters der Einrichtung und 
der Beschäftigten sowie für die Zahl der Be-
schäftigten. 

§ 4 

Beteiligung der Heimbewohner 

Die Bewohner der in diesem Gesetz genannten 
Einrichtungen sind in Angelegenheiten des inneren 

Heimbetriebes, die ihre Persönlichkeitssphäre (Un-
terbringung, Verpflegung, Freizeitgestaltung) be-
rühren, zu beteiligen. Die Landesregierungen re-
geln durch Rechtsverordnung Art, Umfang und 
Form der Beteiligung. 

§5 

Erlaubnis 

(1) Wer eine Einrichtung im Sinne des § 1 be-
treiben will, bedarf der Erlaubnis. Dies gilt nicht 
für Einrichtungen, die von den Ländern, Gemein-
den, Gemeindeverbänden, anderen juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts oder den Trägern im 
Sinne des § 10 Abs. 1 des Bundessozialhilfegesetzes 
unterhalten werden. 

(2) Die Erlaubnis ist für eine bestimmte Art der 
Einrichtung und für bestimmte Räume zu erteilen. 

(3) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der 
Antragsteller die für den Betrieb der Einrich-
tung erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, 

2. das leibliche, geistige und seelische Wohl der 
Bewohner der Einrichtung oder die Einhaltung 
der Mindesanforderungen nach § 3 nicht gewähr-
leistet ist, 

3. eine Prüfung der einzureichenden Vertragsbe-
dingungen ergibt, daß zwischen den gebotenen 
Leistungen und dem geforderten Entgelt ein auf-
fälliges Mißverhältnis besteht. 

§ 6 

Anzeige 

(1) Wer den Betrieb einer Einrichtung im Sinne 
des § 1 aufnimmt, hat dies gleichzeitig der zu-
ständigen Behörde anzuzeigen. In der Anzeige sind 
Name und Anschrift des Trägers sowie Art, Stand-
ort und Bettenzahl der Einrichtung sowie die be-
rufliche Ausbildung und der berufliche Werdegang 
des Leiters anzugeben. 

(2) Ferner sind die Änderung der Art und der 
Bettenzahl der Einrichtung, der Wechsel des Leiters 
und die Verlegung der Einrichtung anzuzeigen. 

(3) Wer den Betrieb einer Einrichtung ganz oder 
teilweise einzustellen beabsichtigt, hat dies unver-
züglich der zuständigen Behörde anzuzeigen. Mit 
der Anzeige sind Angaben über die geplante Un-
terbringung der Bewohner und die geplante ord-
nungsmäßige Abwicklung der Vertragsverhältnisse 
mit den Bewohnern zu verbinden. 
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§ 7 

 Melde- und Buchführungspflichten 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be-
stimmten Stellen können durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über Meldepflichten über den Personal-
bestand, die Zahl der belegten Plätze, die Sterbe-
fälle und besondere Vorkommnisse in einer Ein-
richtung sowie über Art und Umfang der Buchfüh-
rungspflicht des Trägers der Einrichtung erlassen. 

§ 8 
 Auskunft und Nachschau 

(1) Der Träger und der Leiter der Einrichtung 
haben den zuständigen Behörden die für die Durch-
führung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen erforder-
lichen mündlichen und schriftlichen Auskünfte inner-
halb der gesetzten Frist und unentgeltlich zu er-
teilen. 

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der 
Überwachung der Einrichtung beauftragten Per-
sonen sind befugt, die für die Einrichtung benutzten 
Grundstücke und Räume, soweit diese nicht einem 
Hausrecht der Bewohner unterliegen, zu betreten, 
dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, 
in die geschäftlichen Unterlagen des Auskunfts-
pflichtigen Einsicht zu nehmen, sich mit den Be-
wohnern in Verbindung zu setzen und die Be-
schäftigten zu befragen. Der Auskunftspflichtige 
hat die Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit' ein-
geschränkt. 

(3) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten aussetzen würde. 

§9 

Beteiligung an der Überwachung 

(1) Die Landesverbände der Freien Wohlfahrts-
pflege im Sinne des § 10 Abs. 1 des Bundessozial-
hilfegesetzes, die Kommunalen Spitzenverbände und 
sonstige Vereinigungen auf Landesebene sind auf 
Antrag an der behördlichen Überwachung der 
ihnen angehörenden Träger angemessen zu beteili-
gen, wenn der jeweilige Träger zustimmt. 

(2) Die zuständige Behörde kann einem Landes-
verband der Freien Wohlfahrtspflege im Sinne des 
§ 10 Abs. 1 des Bundessozialhilfegesetzes auf An-
trag die Überwachung von Einrichtungen eines ihm 
angehörenden Trägers widerruflich übertragen, 
wenn der Träger dem Antrag zustimmt. Auf Ver-
langen der zuständigen Behörde sind Auskünfte zu 

erteilen und von ihr beauftragte Personen bei ein-
zelnen Überwachungsmaßnahmen hinzuzuziehen. 

(3) Die Landesregierungen oder die von ihnen 
bestimmten Stellen können durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über die Beteiligung an der Überwa-
chung und über die Übertragung der Überwachung 
an die in Absatz 2 genannten Verbände erlassen. 

§ 10 

Beratung, Auflagen und Anordnungen 

(1) Sind bei der Überwachung einer Einrichtung 
Mängel festgestellt worden, so soll die zuständige 
Behörde zunächst den Träger unter Beteiligung 
seines Verbandes über die Möglichkeiten zur Ab-
stellung der Mängel beraten. 

(2) Werden die festgestellten Mängel nicht ab-
gestellt, so können den Trägern von Einrichtungen, 
die einer Erlaubnis nach § 5 bedürfen, Auflagen 
erteilt werden, die zur Beseitigung einer einge-
tretenen oder Abwendung einer drohenden Beein-
trächtigung oder Gefährdung des Wohles der Be-
wohner oder zur Vermeidung eines auffälligen Miß-
verhältnisses zwischen dem Entgelt und der Leistung 
der Einrichtung erforderlich sind. Gegenüber Trägern 
von Einrichtungen, die einer Erlaubnis nach § 5 nicht 
bedürfen, können entsprechende Anordnungen er-
lassen werden. 

§ 11 

Beschäftigungsverbot 

Dem Träger einer Einrichtung kann die weitere 
Beschäftigung des Leiters oder eines sonstigen Be-
schäftigten untersagt werden, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, daß sie die für ihre Tätigkeit 
erforderliche Eignung nicht besitzen. 

§ 12 

Zuwendungen 

(1) Dem Träger einer Einrichtung ist es unter-
sagt, sich über das für die Unterbringung, Bekösti-
gung und Pflege der Bewohner vereinbarte Entgelt 
hinaus Zuwendungen versprechen oder gewähren 
zu lassen, es sei denn, daß die Zuwendungen aus-
schließlich für gemeinnützige Zwecke bestimmt sind 
oder geringwertige Aufmerksamkeiten darstellen. 
Die zuständige Behörde kann weitere Ausnahmen 
zulassen. 

(2) Darlehen, Vorauszahlungen oder sonstige 
Geldleistungen, die ein Bewohner im Zusammenhang 
mit seiner Unterbringung in der Einrichtung gelei-
stet hat, sind nach seinem Ausscheiden zurückzuzah-
len, soweit sie nicht mit dem Entgelt zu verrechnen 
sind. 

(3) Dem Leiter und den sonstigen Beschäftigten 
der Einrichtung ist es untersagt, sich für zu erbrin-
gende Leistungen Zuwendungen versprechen oder 
gewähren zu lassen, soweit es sich nicht um gering-
wertige Aufmerksamkeiten handelt. 
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§ 13 

Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis zum Betrieb einer Einrichtung 
ist zurückzunehmen, wenn bekannt wird, daß bei 
ihrer Erteilung Versagungsgründe nach § 5 Abs. 3 
vorgelegen haben. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach-
träglich Tatsachen eintreten, die die Versagung der 
Erlaubnis nach § 5 Abs. 3 gerechtfertigt hätten. 

(3) Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 
der Träger der Einrichtung 

1. die Art der Einrichtung, für die die Erlaubnis er-
teilt worden ist, unbefugt ändert oder andere als 
die zugelassenen Räume zum Betrieb verwendet, 

2. Auflagen nach § 10 Abs. 2 nicht innerhalb der ge-
setzten Frist erfüllt, 

3. Personen entgegen einem nach § 11 ergangenen 
Verbot beschäftigt, 

4. gegen das Verbot des § 12 Abs. 1 verstößt. 

§ 14 

Untersagung 

(1) Der Betrieb einer Einrichtung, für die eine Er-
laubnis nach § 5 Abs. 1 nicht erforderlich ist, ist zu 
untersagen, wenn Tatsachen bekannt werden, die 
nach § 5 Abs. 3 die Versagung einer Erlaubnis ge-
rechtfertigt hätten. 

(2) Der Betrieb kann untersagt werden, wenn 

1. der Träger der Einrichtung eine Anord-
nung nach § 10 Abs. 2 nicht befolgt, 

2. die Voraussetzungen für den Widerruf 
einer Erlaubnis nach § 13 Abs. 3 Nr. 3 und 
4 vorliegen. 

§ 15 

Ordnungwidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 1 ohne Erlaubnis eine 
Einrichtung im Sinne des § 1 betreibt, 

2. eine Einrichtung im Sinne des § 1 betreibt, ob-
wohl ihm dies durch vollziehbare Verfügung 
nach § 14 untersagt worden ist, 

3. dem Verbot des § 12 Abs. 1 Satz 1 über die An-
nahme von Zuwendungen oder dem Gebot des 
§ 12 Abs. 2 über die Rückzahlung von Geldlei-
stungen zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. einer auf Grund der §§ 3 oder 7 erlassenen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist, 

2. entgegen § 6 eine Anzeige nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

3. entgegen § 8 Abs. 1, Abs. 2 Sätze 1 und 2 eine Aus-
kunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt, den Zutritt zu den für 
die Einrichtung benutzten Grundstücken oder 
Räumen nicht gestattet, die Einsicht in geschäft-
liche Unterlagen nicht gewährt oder nicht ge-
stattet, sich mit den Bewohnern in Verbindung 
zu setzen oder die Beschäftigten zu befragen, 

4. einer vollziehbaren Auflage oder Anordnung 
nach § 10 nicht, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig nachkommt, 

5. Personen entgegen einem vollziehbaren Verbot 
nach § 1t beschäftigt, 

6. dem Verbot des § 12 Abs. 3 über die Annahme 
von Zuwendungen zuwiderhandelt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu zehntau-
send Deutsche Mark, in den Fällen des Absatzes 2 
mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 

§ 16 

Zuständigkeit 

Die Landesregierungen bestimmen die für die Aus-
führungen dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 

§ 17 

Anwendbarkeit der Gewerbeordnung 

Auf die den Vorschriften dieses Gesetzes unterlie-
genden Einrichtungen, die gewerblich betrieben wer-
den, finden die Vorschriften der Gewerbeordnung 
Anwendung, soweit nicht dieses Gesetz besondere 
Bestimmungen enthält. 

§ 18 

Nicht gewerbsmäßig betriebene, erlaubnispflichtige 
Einrichtungen 

Die Fortführung einer nicht gewerbsmäßig betriebe-
nen Einrichtung, für die der Träger einer Erlaubnis 
nach § 5 Abs. 1 Satz 1 bedarf, kann verhindert wer-
den, wenn die Erlaubnis nicht erteilt, zurückgenom-
men oder widerrufen ist. 

§ 19 

Aufhebung von Vorschriften 

§ 38 Satz 1 Nr. 10 sowie Sätze 2 und 3 der Gewerbe-
ordnung werden aufgehoben. 

§ 20 

Fortgeltung von Rechtsverordnungen 

Rechtsverordnungen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund von § 38 Satz 1 Nr. 10 und 
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Sätze 2 bis 4 der Gewerbeordnung erlassen worden 
sind, gelten bis zu ihrer Aufhebung durch die Rechts-
verordnungen nach den §§ 3 und 7 fort, soweit sie 
nicht den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen 
oder widersprechen. 

§ 21 

Übergangsvorschrif ten  

(1) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
Einrichtung der in § 1 genannten Art betreibt, hat 
den Betrieb innerhalb von drei Monaten nach In-
krafttreten dieses Gesetzes der zuständigen Behörde 
anzuzeigen. 

(2) Soweit nach diesem Gesetz eine Erlaubnis er-
forderlich ist, gilt sie demjenigen als erteilt, der bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eine nach § 5 erlaub-
nisbedürftige Einrichtung befugt betreibt. Die Er-
laubnisbehörde bestätigt dem Träger kostenfrei und 
schriftlich, daß er zum Betrieb der Einrichtung be-
rechtigt ist. Die Bestätigung muß die Art und die 
Räume der Einrichtung bezeichnen. Wird die An-

zeige nach Absatz 1 nicht fristgerecht erstattet, er-
lischt die Berechtigung zum Betrieb. 

§ 22 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas-
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden sechsten Kalendermonats in 
Kraft. Die Vorschriften, die zum Erlaß von Rechts-
verordnungen ermächtigen, treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

Allgemeines 

Der Schutz alter Menschen in Altenheimen, Alten-
wohnheimen und Pflegeheimen hat den Gesetzgeber 
und die zuständigen Behörden wiederholt beschäf-
tigt. Ein erster Schritt in dieser Richtung erfolgte 
durch das Gesetz zur Änderung der Gewerbeord-
nung vom 24. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 933), 
durch das u. a. die Vorschrift des § 38 geändert 
wurde und die Landesregierungen ermächtigt wur-
den, durch Rechtsverordnung Mindestanforderungen 
für gewerbliche Altenheime, Altenwohnheime und 
Pflegeheime zu bestimmen. Von dieser Ermächtigung 
haben die Länder Gebrauch gemacht. Daneben be-
steht nach § 47 der Dritten Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesund-
heitswesens vom 30. März 1935 (Bundesgesetzbl. III 
2120 — 1 — 3; RMBl. S. 327, 435) eine gesundheits-
polizeiliche Aufsicht über bestimmte Pflegeheime. 
Es hat sich jedoch erwiesen, daß diese Vorschriften 
nicht ausreichen, um einen umfassenden Schutz alter 
Menschen in Heimen sicherzustellen. 

Der gewerbsmäßige Betrieb von Altenheimen, Alten-
wohnheimen und Pflegeheimen ist nach geltendem 
Recht nicht erlaubnispflichtig. Die Zuverlässigkeit 
und fachliche Qualifikation der Gewerbetreibenden 
und verantwortlichen Heimleiter sowie die Eignung 
der Einrichtungen, die zur dauernden Unterbringung 
alter Menschen bestimmt sind, unterliegen infolge-
dessen derzeit keiner präventiven Kontrolle. Nach-
trägliche behördliche Maßnahmen stellen jedoch oft-
mals keine wirksame Hilfe dar. Der zu schützende 
Personenkreis umfaßt zudem vielfach in ihrer geisti-
gen und körperlichen Beweglichkeit eingeschränkte 
und hilflose alte Menschen. Ihre Fähigkeit, sich bei 
auftretenden Mißständen selbst zu helfen, ist oft er-
heblich beeinträchtigt oder gar aufgehoben. Die Be-
hörden müssen daher die Möglichkeit haben, das 
leibliche, geistige und seelische Wohl der Bewohner 
von Altenheimen, Altenwohnheimen, Pflegeheimen 
und ähnlichen Einrichtungen nachhaltig zu schützen. 
Das kann nur durch eine weitreichende und durch-
greifende Heimaufsicht erreicht werden, wie sie bei 
der Unterbringung Minderjähriger in Heimen nach 
den §§ 78, 79 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
(JWG) in der Fassung vom 6. August 1970 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1197) bereits besteht. Das Schutzbe-
dürfnis ist unabhängig von der Rechtsform des Trä-
gers einer Einrichtung. Daher muß sich die Heimauf-
sicht auf Einrichtungen gewerblicher, gemeinnütziger 
und öffentlich-rechtlicher Träger unterschiedslos er-
strecken. 

Die Gesetzgebungsbefugnis des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 72 Abs. 1 und 2 Nr. 3 in Verbindung mit 
Artikel 74 Nr. 7 und 11 des Grundgesetzes. Die zu 
regelnde Materie fällt in den Bereich der öffentlichen 
Fürsorge; sie berührt daneben das Recht der Wirt-
schaft (Gewerbe). 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu 1 

Diese Vorschrift legt den Anwendungsbereich des 
Gesetzes fest. Hiernach soll das Gesetz unabhängig 
davon gelten, ob es sich um gewerbliche, gemein-
nützige oder öffentliche Einrichtungen handelt, da 
ein Schutzbedürfnis für das Wohl der Bewohner 
unabhängig von der Rechtsform des Trägers und 
insbesondere auch unabhängig davon besteht, ob 
die Einrichtung gewerblich oder gemeinnützig be-
trieben wird. So erstreckt sich die Heimaufsicht nach 
dem Gesetz für Jugendwohlfahrt gleichfalls auf Ein-
richtungen gemeinnütziger und öffentlich-rechtlicher 
Träger. 

Auf eine Legaldefinition für die Bezeichnungen der 
erfaßten Einrichtungen wurde bewußt verzichtet, um 
eine Flexibilität des Gesetzes zur Anpassung an die 
jeweiligen Verhältnisse zu gewährleisten und seine 
Anwendbarkeit nicht von dem Vorliegen einzelner 
und möglicherweise solcher Merkmale abhängig zu 
machen, die in der Praxis künftig an Bedeutung ver-
lieren könnten. Die Begriffe „Altenheim", „Alten-
wohnheim", „Pflegeheim" (u. a. Altenpflegeheim, 
Altenkrankenheim) sind im Sinne der heute ge-
bräuchlichen Nomenklatur zu verstehen. 

Ein Altenheim ist danach eine Einrichtung, in der 
alte Menschen, die bei der Aufnahme zur Führung 
eines eigenen Haushalts nicht mehr im Stande, aber 
nicht pflegebedürftig sind, voll versorgt und betreut 
werden. Altenwohnheime bilden dagegen eine Zu-
sammenfassung in sich abgeschlossener Wohnungen, 
die in Anlage, Ausstattung und Einrichtung den be-
sonderen Bedürfnissen des alten Menschen Rech-
nung tragen und ihn in die Lage versetzen, mög-
lichst lange ein selbständiges Leben zu führen. In 
Altenwohnheimen bestehen Möglichkeiten der Ver-
sorgung und Betreuung durch das Heim. 

Pflegeheime (u. a. Altenpflegeheime, Altenkranken-
heime) sind Einrichtungen, die der umfassenden 
Betreuung und Versorgung chronischkranker und 
pflegebedürftiger Menschen dienen. Sie sind nach 
Bau, Ausstattung und Personalbesetzung darauf aus-
gerichtet, verbliebene Kräfte der pflegebedürftigen 
Menschen mit ärztlicher Hilfe zu üben und zu er-
halten sowie eine Besserung des Allgemeinzustan-
des, insbesondere durch aktivierende Pflege, her-
beizuführen. 

Wie sich aus den einzelnen Begriffsinhalten ergibt, 
unterscheidet sich das Altenwohnheim sowohl von 
dem Alten- als auch von dem Pflegeheim dadurch, 
daß es auf eine selbständige Lebensführung ausge-
richtet ist und dementsprechend keine Vollbetreuung 
bietet. Wenn infolgedessen das Schutzbedürfnis bei 
den Bewohnern auch nicht so stark ausgeprägt ist, 
so ist ein solches ebenfalls bei diesen Einrichtungen 
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zu bejahen. Mit dem fortschreitenden Alter kommt 
der Betreuung steigende Bedeutung zu. Da zudem 
die altersgerechte Anlage des Altenwohnheims ge-
sichert sein muß, erscheint die Einbeziehung der 
genannten Einrichtungen in die Heimaufsicht ge-
rechtfertigt. Zudem entspricht die Gleichstellung des 
Altenwohnheims mit Alten- und Pflegeheimen dem 
bereits geltenden Recht, nämlich dem § 38 Satz 1 
Nr. 10 der Gewerbeordnung. Aus dem dargelegten 
Ansatzpunkt für die Einbeziehung der Altenwohn-
heime in die Heimaufsicht wie auch aus der oben 
angeführten Begriffsbestimmung folgt, daß Wohn-
gebäude von dem Gesetz nicht erfaßt werden, in 
denen sich ausschließlich Altenwohnungen, aber 
keine Gemeinschaftseinrichtungen befinden und in 
denen keine Dienstleistungen angeboten werden, die 
über die gewöhnlichen Nebenverpflichtungen des 
Vermieters aus dem Mietvertrag, wie z. B. das Säu-
bern des Hausflurs und Treppenhauses, hinaus-
gehen. 

Im Gegensatz zu den Altenheimen und Altenwohn-
heimen spielt bei Pflegeheimen das Lebensalter der 
Bewohner keine besondere Rolle, sofern es sich nur 
um Volljährige handelt. Letztere Einschränkung er-
weist sich als notwendig, weil Pflegeheime, in denen 
Minderjährige untergebracht sind, der Heimaufsicht 
nach § 78 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt unter-
liegen. In Fällen, in denen sowohl Minderjährige als 
auch Volljährige in einem Pflegeheim aufgenommen 
sind, kommt eine Aufsicht sowohl nach § 78 des Ge-
setzes für Jugendwohlfahrt als auch nach diesem 
Gesetz in Betracht. Das ist unbedenklich, weil die 
Aufsicht jeweils für einen anderen Personenkreis 
ausgeübt wird. Beim Vollzug der Aufsicht sollte 
jedoch aus Vereinfachungsgründen für die Betroffe-
nen und die zuständigen Verwaltungsbehörden eine 
gemeinsame Besichtigung angestrebt werden. 

Bei Vorliegen der angeführten Begriffsmerkmale 
für „Altenheim", „Altenwohnheim" und „Pflege-
heim" gilt das Gesetz ohne Rücksicht darauf, welche 
Bezeichnung bzw. welchen Namen die Einrichtung 
führt. Um darüber hinaus sicherzustellen, daß auch 
solche Einrichtungen erfaßt werden, die nicht als 
Heime organisiert sind oder bei denen der Be-
treuungsaufwand nicht das Maß einer Pflege er-
reicht, sind den genannten Heimen ähnliche Ein-
richtungen gleichgestellt worden, die alte Menschen 
oder behinderte Volljährige aufnehmen und be-
treuen. Hiermit werden nicht nur die sogenannten 
„Service-Häuser" oder Altenstifte, sondern auch Ein-
richtungen für behinderte Volljährige, die in gleicher 
Weise wie alte Menschen schutzbedürftig sind, in 
den Anwendungsbereich des Gesetzes einbezogen. 
Ferner wird mit der erweiternden Formulierung be-
zweckt, Erscheinungsformen zu erfassen, die sich 
künftig bilden könnten, deren nähere Ausgestaltung 
aber noch nicht vorauszusehen ist. 

Da der Begriff der „ähnlichen Einrichtung" jedoch 
weitergeht als der im BSHG verwandte Begriff der 
„gleichartigen Einrichtung", wird er abgegrenzt von 
den im zweiten Halbsatz angeführten Einrichtungen, 
nämlich Krankenhäusern, Einrichtungen der beruf-
lichen Rehabilitation oder Tageseinrichtungen; diese 
sollen dem Gesetz nicht unterliegen. Alle anderen 

Einrichtungen für Volljährige müssen jedoch von 
dem Heimgesetz erfaßt werden. 

Durch die Einstufung einer Einrichtung als „ähnliche 
Einrichtung" werden schwerwiegende Rechtsfolgen 
bewirkt. Es ist deshalb vorgesehen, daß diese Ein-
stufung für alle Länder nach gleichen Gesichtspunk-
ten verbindlich festgelegt werden kann. Dem dient 
die Möglichkeit des Erlasses einer Rechtsverordnung 
nach § 1 Abs. 2, dessen Einfügung auch auf eine An-
regung aus den Kreisen der beteiligten Verbände 
zurückgeht. 

Zu §2 

Absatz 1 gibt den Zweck des Gesetzes an. Hierbei 
handelt es sich keineswegs um einen bloßen Pro-
grammsatz. Vielmehr wird dem hier angegebenen 
Gesetzeszweck mit den Befugnissen und Eingriffs-
ermächtigungen Geltung verschafft, die sich insbe-
sondere aus § 5 Abs. 3, § 8 Abs. 1 und 2 sowie aus 
den §§ 10, 11, 13 und 14 ergeben. Mit der Hervor-
hebung des Gesetzeszweckes werden jedoch nicht 
nur die Ziele behördlicher Maßnahmen, sondern zu-
gleich auch deren Grenzen festgelegt. 

Die Formulierung ist in bewußter Anlehnung an § 78 
Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt ge-
wählt worden, der im deutschen Recht ein Vorbild 
für die Heimaufsicht enthält. Die nunmehr auch für 
den Altenheim-, Altenwohnheim- und Pflegeheim-
bereich angestrebte Heimaufsicht geht über die nach 
dem derzeitigen Recht praktizierte Überwachung 
unter bloßen gewerberechtlichen Gesichtspunkten 
hinaus und soll eine Gewährleistung des leiblichen, 
geistigen und seelischen Wohles der Bewohner unter 
fürsorgerischen Aspekten zum Gegenstand haben. 
Daneben soll sie — wofür sich bei der Heimaufsicht 
nach dem Gesetz für Jugendwohlfahrt kein Bedürfnis 
ergeben hat, weil die Unterbringungskosten in der 
Regel vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe ge-
tragen werden — einen Schutz der Bewohner vor 
Übervorteilung bewirken. Unter „Bewohner" sind 
wegen der angestrebten präventiven Kontrolle nicht 
nur aufgenommene Personen, sondern auch Bewer-
ber um eine Aufnahme zu verstehen. 

Absatz 2 ist ebenfalls nach dem Vorbild des Gesetzes 
für Jugendwohlfahrt formuliert und lehnt sich an 
dessen § 78 Abs. 2 Satz 2 an. Indem die grund-
sätzliche Selbständigkeit der Träger besonders 
unterstrichen wird, soll vor allem der Stellung Rech-
nung getragen werden, die den Verbänden der 
Freien Wohlfahrtspflege und deren Mitgliedern im 
sozialen und sozialpflegerischen Bereich zukommt 
unter besonderer Berücksichtigung der Tatsache, 
daß deren Aufgabenstellung immer mit dem Wohle 
der Bewohner von Einrichtungen für Alte und 
Pflegebedürftige übereinstimmt. 

Zu § 3 

Entsprechend dem sozialpolitischen Anliegen des 
Gesetzes, wie es in § 2 definiert ist, ist es geboten, 
für Einrichtungen der in § 1 genannten Art einen 
Mindeststandard in sachlicher, insbesondere auch 
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räumlicher und in personeller Hinsicht festzulegen. 
Es muß sichergestellt sein, daß die Einrichtungen 
zu einem Mindestmaß den Bedürfnissen alter oder 
pflegebedürftiger Menschen entsprechen. Des wei-
teren müssen die Eignung des Leiters und der Be-
schäftigten wie auch die zahlenmäßige Personalaus-
stattung überhaupt Gewähr für eine der Art der 
Einrichtung entsprechende Betreuung und Versor-
gung bieten. Unter „Eignung" ist sowohl die fach-
liche Befähigung als auch die persönliche Zuverläs-
sigkeit zu verstehen. 

Um das Gesetz nicht mit der Aufzählung der in 
größerer Zahl erforderlichen Mindestanforderungen 
zu belasten, die zudem im Laufe der Zeit Verände-
rungen unterliegen, ist vorgesehen, daß die nähere 
Bestimmung der Mindestanforderungen einer 
Rechtsverordnung vorbehalten bleibt. Dieser Weg 
gestattet auch künftig bei veränderten Verhältnis-
sen die Anpassung der Mindestanforderungen an 
neue Gegebenheiten, ohne daß es eines Gesetzge-
bungsverfahrens bedarf. 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnun-
gen über die Mindestanforderungen an die Ausstat-
tung der Heime analog § 38 der Gewerbeordnung 
wird den Ländern übertragen. Die Länder verfügen 
wegen ihres engen Kontaktes zu den Heimen über 
umfassende Sachkenntnis. Sie sind deshalb in der 
Lage, auch bei sich wandelnden Verhältnissen die 
Mindestanforderungen schnell an neue Gegeben-
heiten anzupassen. Das Ziel, einen bundeseinheit-
lichen Mindeststandard zu gewährleisten, kann 
durch eine gemeinsame Musterverordnung der Län-
der erreicht werden, ein Verfahren, das sich bei 
den zu § 38 Satz 1 Nr. 10 der Gewerbeordnung er-
gangenen Heimverordnungen der Länder bewährt 
hat. 

Im Hinblick auf den umfassenden Gesetzeszweck 
sollen die Länder aber nicht verpflichtet sein, Rechts-
verordnungen über Mindestanforderungen zu erlas-
sen. Voraussichtlich werden Mindestanforderungen 
zunächst nur für Alten- und Pflegeheime erlassen 
werden können, nicht aber z. B. für Einrichtungen 
für geistig Behinderte. 

Zu §4 

Angelegenheiten des inneren Heimbetriebes berüh-
ren die Persönlichkeitssphäre der Heimbewohner 
unmittelbar. Es muß daher gewährleistet sein, daß 
sie an der Mitgestaltung ihres Lebensbereiches be-
teiligt werden. Außerdem wird durch die Beteili-
gung der Heimbewohner eine Aufgabe für die alten 
und pflegebedürftigen Menschen geschaffen. 

Es erscheint geboten, die Beteiligung der Heimbe-
wohner am inneren Heimbetrieb für alle in § 1 ge-
nannten Heime durch eine Regelung im Gesetz 
selbst vorzusehen. 

Die Möglichkeiten der Ausgestaltung der Beteili-
gung sollten den vorgesehenen Rechtsverordnungen 
vorbehalten bleiben, um den jeweiligen Erfordernis-
sen der Einrichtungen nach Größe und Art besser 
Rechnung tragen zu können. Insbesondere haben 
die Landesregierungen die Möglichkeit, die Betei

-

ligung der Heimbewohner in Form von gewählten 
Heimbeiräten vorzuschreiben und diesen Heimbei-
räten bestimmte Mitspracherechte einzuräumen. Auf 
der anderen Seite kann aber auch entsprechend dem 
Personenkreis der Einrichtung eine andere Form der 
Beteiligung festgelegt werden. 

Zu §5 

Mit Satz 1 enthält der Absatz 1 eine der bedeut-
samsten Neuerungen gegenüber dem bisherigen 
Recht. Die Erlaubnis soll künftig die formelle Vor-
aussetzung für den rechtmäßigen Betrieb einer Ein-
richtung der in § 1 genannten Art sein, sofern es 
sich um eine gewerblich betriebene Einrichtung 
handelt. Damit wird dem dringenden Bedürfnis nach 
einer Präventivkontrolle gewerblicher Altenheime, 
Altenwohnheime, Pflegeheime und ähnlichen Ein-
richtungen entsprochen. Der Erlaubnisvorbehalt er-
möglicht es der zuständigen Behörde, vor Inbetrieb-
nahme einer Einrichtung unter den Gesichtspunkten 
des Absatzes 3 zu prüfen, ob die Interessen der 
Bewohner hinreichend gewahrt sein werden. Die 
Formulierung des Erlaubnisvorbehalts stellt klar, 
daß bei einem Inhaberwechsel für den weiteren Be-
trieb der Einrichtung eine neue Erlaubnis erforder-
lich wird, da diese personengebunden ist. In Satz 2 
ist festgelegt, daß die Länder, Gemeinden, Gemein-
deverbände, andere juristische Personen des öffent-
lichen Rechts und die in § 10 des Bundessozialhilfe-
gesetzes genannten Träger der Erlaubnispflicht 
nicht unterliegen. Bei ihnen kann davon ausgegan-
gen werden, daß insbesondere die in Absatz 3 auf-
geführten Versagungsgründe nicht vorliegen. 

Nach Absatz 2 ist die Erlaubnis über die Bindung 
an eine bestimmte Person hinaus betriebs- und 
raumbezogen. Im Falle einer Veränderung der Art 
der Einrichtung, der Erweiterung oder der Verle-
gung einer Einrichtung bzw. der Errichtung eines 
Zweigbetriebes ist eine Ergänzung der erteilten Er-
laubnis erforderlich. Damit soll erreicht werden, daß 
der Träger einer Einrichtung sich nicht durch nach-
trägliche Veränderungen der staatlichen Aufsicht 
und seinen Verpflichtungen nach diesem Gesetz ent-
ziehen kann. 

Absatz 3 zählt abschließend die Gründe auf, die 
einer Erlaubnis zwingend entgegenstehen. Liegt 
ein Versagungsgrund nach den Nummern 1 bis 3 
nicht vor, so besteht ein Rechtsanspruch auf die Er-
teilung der Erlaubnis. 

Die Zuverlässigkeit des Antragstellers im Sinne der 
Nummer 1 ist auf die jeweilige Einrichtung bezo-
gen, die betrieben werden soll. Es wird davon ab-
gesehen, das Fehlen der für den Betrieb der Ein-
richtung erforderlichen Mittel als besonderen Ver-
sagungsgrund zu normieren. Der Begriff der Zuver-
lässigkeit ist auf einen bestimmten Betrieb ausge-
richtet und umfaßt daher auch die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Trägers der Einrichtung, so 
z. B. Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
5. August 1965 - I C 69.72 —, veröffentlicht in den 
Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts 
Band 22, S. 16 ff. (23/24). 
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Mit den Versagungsgründen nach Nummer 2 wird 
dem in § 2 genannten Gesetzeszweck und den nach 
§ 3 festzusetzenden Mindestanforderungen Geltung 
verschafft. Sie gestatten die Überprüfung einer Ein-
richtung bereits vor der Betriebsaufnahme, mög-
licherweise schon im Planungsstadium in sachlich

-

räumlicher Hinsicht und in bezug auf die erforder-
liche Personalausstattung. Hierbei erhält die für die 
Erlaubniserteilung zuständige Behörde zugleich die 
Möglichkeit, beratend tätig zu werden und dem An-
tragsteller Anregungen aus ihrer Erfahrung zu ver-
mitteln, um das Wohl der Bewohner zu gewährlei-
sten. 

In Nummer 3 ist ausgesprochen, daß die behördliche 
Präventivkontrolle auf das Verhältnis zwischen den 
in einer Einrichtung gebotenen Leistungen und dem 
geforderten Entgelt zu erstrecken ist. Damit wird 
der nach § 2 des Gesetzes weiterhin erstrebte Schutz 
der Bewohner vor Übervorteilung konkretisiert. In-
dem auf ein auffälliges Mißverhältnis abgestellt 
wird, soll vermieden werden, daß in jedem Fall die 
gesamte Betriebskalkulation eingehend überprüft 
werden müßte. Hierbei würde sich nicht nur ein er-
heblicher Verwaltungsaufwand ergeben, sondern 
die Prüfung müßte zudem häufig, nämlich bei Neu-
oder wesentlichen Umbauten, zu einem Zeitpunkt 
durchgeführt werden, der weit vor der Betriebsauf-
nahme liegt. Damit wäre in vielen Fällen die Beru-
fung auf eine veränderte Kostensituation bei Er-
öffnung der Einrichtung zu erwarten. 

Die Tatbestände des Absatzes 3 sind im übrigen 
nicht nur für die Versagung der Erlaubnis bedeut-
sam, sondern sie bieten auf Grund der Verweisun-
gen in § 13 Abs. 1 und 2 sowie in § 14 Abs. 1 zu-
gleich die Grundlage für eine spätere Rücknahme 
oder einen späteren Widerruf der Erlaubnis bzw. 
eine spätere Untersagung des Betriebes der Einrich-
tung. 

Hervorzuheben bleibt ferner, daß die Erteilung der 
Erlaubnis nach diesem Gesetz vor der Einholung 
weiterer Erlaubnisse, die nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften, so insbesondere auch nach dem Gast-
stättengesetz vom 5. Mai 1970 (BGBl. I S. 465) erfor-
derlich sind, ebensowenig entbindet, wie der Besitz 
solcher Erlaubnisse von der Erlaubnis nach diesem 
Gesetz. Dies folgt daraus, daß in den einzelnen Er-
laubnisverfahren unterschiedliche Gesichtspunkte 
— hier: soziale/dort: gewerberechtliche oder andere 
— zu würdigen sind. 

Zu §6 

Die Vorschrift legt dem Träger einer Einrichtung im 
Sinne des § 1 Anzeigepflichten auf. Sie gilt im Inter-
esse einer umfassenden Überwachung für sämtliche 
Träger, d. h. ohne Rücksicht darauf, ob es sich um 
gewerbliche, gemeinnützige oder öffentliche Ein-
richtungen handelt. 

Der Absatz 1 regelt die Pflicht, die Betriebsauf-
nahme anzuzeigen. Dabei stellt die Fassung des 
Satzes 1 klar, daß die Pflicht zur Anzeige unab-
hängig von einer nach § 5 beantragten und erteil-
ten Erlaubnis bestehen soll. Das Nebeneinander 

von Erlaubnis- und Anzeigepflicht erscheint sach-
gerecht und beruht nicht zuletzt auf folgender Er-
wägung: bei Neu- oder Umbauten von Einrichtun-
gen ist davon auszugehen, daß zwischen der Ertei-
lung einer Erlaubnis — die in der Regel vor Baube-
ginn beantragt werden dürfte — und der tatsäch-
lichen Betriebsaufnahme ein erheblicher Zeitraum 
liegt. Dies ist aus sonstigen Gründen auch in ande-
ren Fällen denkbar. Die vorgeschlagene uneinge-
schränkte Anzeigepflicht entbindet die Aufsichtsbe-
hörde davon, das weitere Schicksal einer erteilten 
Erlaubnis zu verfolgen, und gewährleistet dennoch 
das rechtzeitige Einsetzen von Kontrollmaßnahmen. 

Die Anzeigepflicht bei Betriebsaufnahme umfaßt 
die Benennung des Trägers der Einrichtung sowie 
Angaben über Art, Standort und Bettenzahl der 
Einrichtung. Für den Leiter der Einrichtung sind 
der Anzeige Angaben über dessen berufliche Aus-
bildung und beruflichen Werdegang beizufügen. Da-
neben besteht eine Anzeigepflicht bei nachträg-
lichen Veränderungen, die sich auf solche Umstände 
erstreckt, welche für den Betrieb der Einrichtung 
von besonderer Bedeutung sind. 

Mit der in Absatz 3 normierten Pflicht, die Absicht 
einer Betriebseinstellung unverzüglich anzuzeigen ; 

 wird einem besonderen Schutzbedürfnis der Bewoh-
ner der betreffenden Einrichtung entsprochen. Die 
Behörden sollen erforderlichenfalls rechtzeitige 
Maßnahmen treffen können, die eine anderweitige 
Unterbringung der Bewohner und die ordnungsge-
mäße Abwicklung der bestehenden Vertragsverhält-
nisse gewährleisten. 

Zu §7 

Mit der vorgesehenen Ermächtigung der Landes-
regierungen (oder der von ihnen bestimmten Stel-
len) soll es diesen ermöglicht werden, im Verord-
nungswege Vorschriften über Meldepflichten der 
Träger von Einrichtungen sowie über Art und Um-
fang der ihnen obliegenden Buchführungspflicht 
zu erlassen. Hiermit können die für die Aufsicht 
zuständigen Behörden in die Lage versetzt werden, 
sich einen umfassenden Überblick über die laufende 
Entwicklung einer Einrichtung zu verschaffen und 
die erforderlichen Unterlagen für eine wirksame 
Überwachung zu sammeln, ohne daß es einer Nach-
schau an Ort und Stelle bedarf. Die auf diese Weise 
ermöglichte aktenmäßige Überwachung wird er

-
gänzt durch die nach § 8 vorgesehene Befugnis, 
(weitere) mündliche oder schriftliche Auskünfte ein-
zuholen und Besichtigungen und Prüfungen auf oder 
in den für die Einrichtung benutzten Grundstücken 
und Räumen vorzunehmen und dort die geschäft-
lichen Unterlagen einzusehen. 

Der Meldepflicht sollen folgende Tatbestände unter-
stellt werden: Wechsel im Personalbestand einer 
Einrichtung, Sterbefälle und besondere Vorkomm-
nisse, die Zahl der belegten Plätze und ihre Ände-
rung; der Buchführungspflicht sollten im übrigen 
die Tatbestände unterstellt werden, die bereits nach 
dem auf Grund des § 38 Satz 1 Nr. 10 Buchstabe a 
der Gewerbeordnung geltenden Landesrecht einer 
Aufzeichnungspflicht unterliegen. 
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Zu §8 

Diese Vorschrift enthält über die auf Grund des § 7 
zu begründenden Melde- und Buchführungspflichten 
hinausgehende Auskunfts- und Duldungspflichten 
sowohl des Trägers als auch des Leiters der Einrich-
tung. Sie sollen eine wirksame Überwachung der 
vom Gesetz erfaßten Einrichtungen gewährleisten. 
Mit Absatz 1 sollen alle Auskünfte sichergestellt 
werden, die zur Durchführung des Gesetzes und der 
hier zu erlassenen Rechtsverordnungen erforderlich 
sind. Die Auskünfte sind je nach Wunsch der zustän-
digen Behörde in mündlicher oder schriftlicher Form, 
und zwar innerhalb einer eventuell gesetzten Frist, 
zu erteilen. Eine Erstattung von Auslagen für die 
Übermittlung der Auskunft kommt ebensowenig in 
Betracht wie eine Erstattung von Aufwendungen 
und sonstigen Kosten für die evtl. notwendige Be-
schaffung von Informationen oder Unterlagen durch 
den Auskunftspflichtigen. 

Der Absatz 2 ermöglicht die Prüfung an Ort und 
Stelle, ob die zu diesem Gesetz erlassenen Rechts-
verordnungen eingehalten, etwa erteilte Auflagen 
oder Anordnungen befolgt werden und ob das Wohl 
der Bewohner nicht beeinträchtigt oder gefährdet 
wird. Die mit der Überwachung beauftragten Per-
sonen werden deshalb ermächtigt, unerwartet Kon-
trollen vorzunehmen und zu diesem Zweck die für 
die Einrichtung benutzten Grundstücke und Räume 
zu betreten. Die in diesem Zusammenhang ver-
fügte Einschränkung des Grundrechts nach Artikel 3 
des Grundgesetzes gilt, wie sich aus dem Wortlaut 
der Vorschrift ergibt, nur gegenüber dem Träger 
und dem Leiter einer Einrichtung. Ein eventuelles 
Hausrecht der Bewohner, das z. B. bei Altenwohn-
heimen regelmäßig gegeben sein dürfte, bleibt un-
berührt und auf jeden Fall zu respektieren, sofern 
nicht andere Rechtsgrundlagen für ein Eindringen, 
so insbesondere das Polizeirecht, in Betracht kom-
men. Die den mit der Überwachung betrauten Be-
diensteten ferner eingeräumte Befugnis, mit den Be-
wohnern und dem Personal einer Einrichtung Ver-
bindung aufzunehmen, dient einem doppelten 
Zweck: einmal soll der unmittelbare Kontakt mit 
dem genannten Personenkreis dazu beitragen, et-
waige Mißstände in der Führung einer Einrichtung 
aufzudecken. Zum anderen soll dadurch erreicht 
werden, daß unbegründete Beanstandungen an Ort 
und Stelle geklärt werden können. 

Der Absatz 3 enthält die übliche Bestimmung, die 
den Auskunftspflichtigen von der Beantwortung ein-
zelner Fragen unter den angeführten Voraussetzun-
gen freistellt. 

Zu §9 

Der § 9, der eine Übertragung der Überwachung, ins-
besondere der Nachschau, auf die Spitzenverbände 
der Wohlfahrtspflege gestattet, lehnt sich ebenfalls 
an ein bewährtes Vorbild im Gesetz für Jugendwohl-
fahrt, nämlich den § 78 Abs. 6 an. Mit dieser Rege-
lung wird sowohl dem Gesichtspunkt der Verwal-
tungsvereinfachung als auch dem der partnerschaft-
lichen Zusammenarbeit mit den in § 10 des Bundes

-

sozialhilfegesetzes genannten Verbänden Rechnung 
getragen. Darüber hinaus soll für alle Spitzenver-
bände die Möglichkeit geschaffen werden, an der 
behördlichen Überwachung ihrer Mitglieder teilzu-
nehmen. Das erscheint aus sachlichen Gründen ge-
boten und zweckmäßig. 

Die Möglichkeit der Beteiligung der Spitzenver-
bände ist im einzelnen in Absatz 1 geregelt. 

Der Absatz 2, der nur für Landesverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege gilt, setzt für die Übertra-
gung der Überwachung einen Antrag des Verbandes 
und die Zustimmung des jeweiligen Heimträgers, der 
Verbandsmitglied sein muß, voraus. Die Zustimmung 
des Verbandsmitgliedes soll ausschließen, daß der 
Verband bei der Überwachung in Ausübung hoheit-
licher Gewalt tätig wird. Es soll sich vielmehr um 
eine verbandsinterne Aufsicht handeln, die auf einer 
freiwilligen Unterwerfung beruht und von einem 
Einvernehmen der Beteiligten getragen ist. Bei Vor-
liegen eines derartigen Einvernehmens hat die zu-
ständige Behörde im Rahmen einer Ermessensent-
scheidung über die Übertragung zu befinden. Die 
positive Entscheidung steht unter dem Vorbehalt 
des Widerrufs, der erforderlich werden könnte, um 
eine wirksame Überwachung zu gewährleisten. 

Das vorgesehene Recht der zuständigen Behörde, 
Auskünfte des Verbandes über das Ergebnis der 
vorgenommenen Überprüfungen und der hierbei ge-
sammelten Erfahrungen einzuholen, soll jene in die 
Lage versetzen, sich ein Bild über die Situation in 
den Einrichtungen zu verschaffen, die der Verbands-
aufsicht unterliegen. Mit dem weiterhin vorgesehe-
nen Recht der zuständigen Behörde, Beauftragte zu 
einzelnen Überwachungsmaßnahmen zu entsenden, 
soll vor allem bewirkt werden, daß bei der ver-
bandsinternen Kontrolle die gleichen Maßstäbe wie 
bei der staatlichen Überwachung zugrunde gelegt 
werden, um zu verhindern, daß die Verbandskon-
trolle im Vergleich zur staatlichen Aufsicht zu scharf 
oder zu entgegenkommend gehandhabt wird. Da-
neben soll die Beteiligung von Beauftragten der zu-
ständigen Behörde dazu dienen, einen unmittelbaren 
Eindruck über die Verhältnisse in einer bestimmten 
Einrichtung zu erlangen. 

Im einzelnen sollen Regelungen über die Beteiligung 
an der Überwachung (Absatz 1) oder die widerruf-
liche Übertragung an einen zentralen Verband der 
Freien Wohlfahrtspflege (Absatz 2) Rechtsverord-
nungen vorbehalten bleiben, die nach Absatz 3 von 
den Landesregierungen erlassen werden können. 

Zu § 10 

Nach § 10 Abs. 1 soll bei der Feststellung von Män-
geln zunächst eine Beratung durch die Behörde ein-
setzen. Diese Vorschrift stellt sicher, daß der Erlaß 
von Auflagen und Anordnungen erst dann erfolgt, 
wenn der Heimträger trotz Beratung die Mängel 
nicht abstellt. 

Mit Absatz 2 wird eine Rechtsgrundlage für Auf-
lagen und Anordnungen geschaffen. Beide Mittel er-
möglichen der für die Heimaufsicht zuständigen Be-
hörde ein Vorgehen, das auf die besonderen Um- 
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stände des Einzelfalles abgestellt ist. Auflagen und 
Anordnungen sind nur zulässig, soweit Maßnahmen 
erforderlich sind, um eine Beeinträchtigung oder Ge-
fährdung des Wohles der Bewohner einer Einrich-
tung abzuwenden oder sie vor Übervorteilung zu 
schützen. Über den Erlaß einer Auflage bzw. Anord-
nung und über deren Inhalt ist nach pflichtgemä-
ßem Ermessen zu entscheiden. Hierbei sind die je-
weils berührten Interessen abzuwägen und der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 

Da eine Auflage begrifflich das Vorliegen eines 
anderen Verwaltungsaktes voraussetzt, ist diese 
Maßnahme gegenüber solchen Trägern, die keiner 
Erlaubnis nach § 5 Abs. 1 bedürfen, als Anordnung 
bezeichnet worden. 

Zu § 11 

Diese Vorschrift gestattet der zuständigen Behörde 
die Verhängung eines Beschäftigungsverbotes, falls 
das Wohl der Bewohner oder ihre finanziellen Ver-
hältnisse durch Beschäftigte einer Einrichtung beein-
trächtigt oder gefährdet werden. Zu den Beschäftig-
ten gehört auch der angestellte Leiter der Einrich-
tung. Unter „Eignung" im Sinne der Vorschrift ist 
sowohl die fachliche Qualifikation als auch die per-
sönliche Zuverlässigkeit zu verstehen. Im übrigen 
ist die Eignung nach den Erfordernissen der jeweils 
ausgeübten Tätigkeit zu beurteilen. Das Verbot ist 
nicht gegenüber dem ungeeigneten Beschäftigten 
auszusprechen und stellt sich damit nicht als ein all-
gemein wirkendes Tätigkeitsverbot dar. Es richtet 
sich vielmehr gegen den Träger einer Einrichtung 
und hat die Untersagung der Weiterbeschäftigung 
einer Person in seiner Einrichtung zum Gegenstand. 
Wird ein ausgesprochenes Verbot nicht befolgt, so 
kann dies gemäß § 13 Abs. 3 Nr. 3 zum Widerruf 
der Erlaubnis bzw. nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 zur Unter-
sagung des Betriebes führen. 

Zu § 12 

Die Bestimmung enthält zwei Verbote. Sie sollen 
verhindern, daß alte und pflegebedürftige Menschen, 
die sich einer Einrichtung im Sinne des § 1 anver-
trauen, in ihrer Hilf- oder Arglosigkeit ausgenutzt 
werden können. 

Das in Absatz 1 vorgesehene Verbot richtet sich 
gegen die Betreiber von Einrichtungen. Es soll ihnen 
untersagt sein, neben dem üblichen Entgelt für die 
Unterbringung, Beköstigung und Pflege noch Zu-
wendungen anzunehmen. Damit soll verhindert wer-
den, daß unterschiedliche Vermögensverhältnisse 
der Bewohner mit unterschiedlicher Behandlung, Be-
achtung oder sonstiger Bevorzugung bzw. Benach-
teiligung verknüpft werden. Derartige Unterschei-
dungen können das seelische Wohl der Bewohner 
erheblich beeinträchtigen. Von dem Verbot ausge-
nommen sind Zuwendungen für gemeinnützige 
Zwecke, ferner die Annahme geringwertiger Auf-
merksamkeiten; diese werden in der Regel aus Höf-
lichkeit oder Anstand erbracht, ohne daß hieran be-
sondere Erwartungen geknüpft werden. Es kann, 
schon unter dem Blickwinkel der Verwaltungsöko

-

nomie, nicht jede über das vereinbarte Entgelt hin-
ausgehende Zuwendung der Genehmigung durch die 
zuständige Behörde unterliegen. Diese sollte aber 
die Möglichkeit haben, im Einzelfall nachzuprüfen, 
ob die Voraussetzungen für eine genehmigungsfreie 
Zuwendung vorliegen. Dies wird durch die gewählte 
Fassung („es sei denn ...") sichergestellt. In Einzel-
fällen, d. h. bei Vorliegen besonderer Umstände, 
soll die zuständige Behörde auch weitere Ausnah-
men von dem Verbot der Geschenkannahme zulas-
sen können. Mit der nach Absatz 2 zwingend vor-
geschriebenen Rückzahlung von Darlehen, Voraus-
zahlungen oder sonstigen Geldleistungen sollen eine 
Umgehung des Verbotes und die Erlangung unan-
gemessener finanzieller Vorteile verhindert und die 
ordnungsgemäße Abwicklung der Vertragsverhält-
nisse sichergestellt werden. 

Mit dem Verbot nach Absatz 3 soll dem gelegent-
lich auftretenden Mißstand entgegengewirkt wer-
den, daß die Bewohner durch besondere Zuwendun-
gen an das Personal sich Leistungen nochmals „er-
kaufen" müssen, die ihnen bereits ohnehin geschul-
det werden. Hiervon sind vor allem jene betroffen, 
die in besonderem Maß auf den Beistand des Per-
sonals einer Einrichtung angewiesen sind. 

Die Zuwiderhandlung gegen das Verbot in Absatz 1 
ist gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 3 eine Ordnungswidrig-
keit und kann nach § 13 Abs. 3 Nr. 4 zum Widerruf 
der Erlaubnis bzw. nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 zur Un-
tersagung des Betriebes führen. 

Der Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 3 ist 
nach § 15 Abs. 2 Nr. 6 ebenfalls eine Ordnungs-
widrigkeit; er kann bei Wiederholungen zu einem 
Beschäftigungsverbot gemäß § 11 führen. 

Zu § 13 

Diese Vorschrift behandelt die Entziehung der Er-
laubnis. Sie enthält damit die weitestgehende Ein-
griffsermächtigung und bietet die Möglichkeit, sol-
che Personen als Träger einer Einrichtung auszu-
schließen, deren persönliche Unzuverlässigkeit auf 
Grund von konkreten Tatsachen anzunehmen ist 
oder deren Verhalten zu einer schwerwiegenden Be-
einträchtigung oder Gefährdung der Aufgenomme-
nen geführt hat. In der Vorschrift wird zwischen 
Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis unterschie-
den, je nachdem, ob der Entziehungsgrund bereits 
im Zeitpunkt der Erlaubniserteilung vorgelegen hat 
oder später eingetreten ist. Mit dieser Unterschei-
dung entspricht der Entwurf einer in Vorbereitung 
befindlichen Regelung im Verwaltungsverfahrens-
gesetz, die bereits in anderen gesetzlichen Vor-
schriften berücksichtigt wurde. Im übrigen unter-
scheidet der Entwurf zwischen Gründen, bei deren 
Vorliegen die Erlaubnis zum Betrieb der vom Ge-
setz erfaßten Einrichtungen zwingend zurückzuneh-
men oder zu widerrufen ist (Absätze 1 und 2), und 
solchen, bei deren Vorliegen der Widerruf in das 
Ermessen der Erlaubnisbehörde gestellt ist (Ab-
satz 3). Diese hat bei einer Ermessensentscheidung 
unter Berücksichtigung der Gegebenheiten und der 
Besonderheiten des Einzelfalles zu prüfen, ob eine 
Rücknahme der Erlaubnis gerechtfertigt ist oder ob 
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unter Umständen durch andere weniger einschnei-
dende Maßnahmen etwaige Mißstände beseitigt 
werden können. 

Zu § 14 

Diese Vorschrift steht neben der Rücknahme bzw. 
dem Widerruf nach § 13 und sieht die Möglichkeit 
einer Untersagung des Betriebes einer Einrichtung 
vor. Eine derartige Möglichkeit muß vorbehalten 
bleiben, weil sowohl gemeinnützige als auch öffent-
liche Einrichtungen von der Erlaubnispflicht gemäß 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ausgenommen sind. Die Unter-
sagung ist entsprechend § 13 Abs. 1 und 2 zwingend 
vorgeschrieben bei Vorliegen der in § 5 Abs. 3 auf-
geführten Tatbestände. Im übrigen ist sie als Ermes-
sensentscheidung ausgestaltet und unter den glei-
chen Umständen zulässig wie der Widerruf der 
Erlaubnis gemäß § 13 Abs. 3. Für die letztgenannte 
Maßnahme ist im Rahmen der Ermessensausübung 
der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit besonders 
zu beachten. Bei einer Untersagung kann die Fort-
führung des Betriebes notfalls mit den Mitteln der 
landesrechtlichen Verwaltungsvollstreckungsgesetze 
verhindert werden. 

Zu § 15 

Diese Vorschrift enthält die üblichen Bußgeldvor-
schriften, die mit denen anderer gesetzlicher Rege-
lungen vergleichbar sind. 

Zu § 16 

Durch diese Vorschrift werden die Landesregierun-
gen ermächtigt, die Behörden zu bestimmen, die für 
die Ausführung dieses Gesetzes zuständig sind. 
Diese Zuständigkeit der Länder entspricht dem bis-
herigen Rechtszustand. Sie ergibt sich auch aus Ar-
tikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes, wonach die Län-
der, die Bundesgesetze als eigene Angelegenheiten 
ausführen, die Einrichtung der Behörden und das 
Verwaltungsverfahren regeln, soweit nicht Bundes-
gesetze mit Zustimmung des Bundesrates etwas an-
deres bestimmen. 

Zu § 17 

Der Gesetzentwurf ist, soweit er die gewerbsmäßig 
betriebenen Heime erfaßt, ein Sondergesetz zur Ge-
werbeordnung. Deshalb ist deren ergänzende An-
wendung vorzusehen. Als ergänzend anwendbare 
Bestimmungen kommen insbesondere in Betracht 
§ 14 und § 15 Abs. 2 Gewerbeordnung. 

Zu § 18 

Nicht in allen Bundesländern wäre es bei Fehlen 
dieser Bestimmung möglich, die Fortführung einer 
nicht erlaubten derartigen Einrichtung zu verhin-
dern. 

Zu §§ 19 und 20 

§ 38 Satz 1 Nr. 10, Sätze 2 bis 4 der Gewerbeord-
nung war bisher die Rechtsgrundlage für die von 
den Ländern erlassenen Heimverordnungen. Da 
jetzt die §§ 3 und 7 dieses Gesetzes neue Ermäch-
tigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen ent-
halten, bedarf es der bisherigen Rechtsgrundlage 
mit Ausnahme des Satzes 4, der für Satz 1 Nr. 1 
bis 9 ebenfalls gilt, nicht mehr. § 38 Satz 1 Nr. 10 
sowie Sätze 2 und 3 GewO können deshalb aufge-
hoben werden. Die von den Ländern bis zum In-
krafttreten dieses Gesetzes bereits erlassenen Heim-
Verordnungen gelten jedoch so lange fort, bis sie 
durch entsprechende Rechtsverordnungen gemäß § 3 
oder § 7 aufgehoben werden. Diese Regelung ist 
notwendig, um einen kontinuierlichen Übergang auf 
das neue Recht zu gewährleisten. 

Zu § 21 

Die Vorschrift enthält die erforderliche Übergangs-
regelung. Die vorgesehene Anzeigepflicht soll den 
zuständigen Behörden einen genauen Überblick über 
die vorhandenen Einrichtungen verschaffen. Die Fas-
sung des Absatzes 2 entspricht den Vorschriften, 
wie sie auch in andere Zulassungsgesetze aufge-
nommen worden sind (vgl. § 34 Abs. 2 Satz 1 des 
Gaststättengesetzes, § 53 des Arzneimittelgesetzes). 

Zu § 22 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 23 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Ge-
setzes. Danach treten die Vorschriften, die zum Er-
laß von Rechtsverordnungen ermächtigen, am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. Dies ist notwendig, 
damit die ergänzenden Rechtsverordnungen zum 
Gesetz möglichst frühzeitig erlassen werden kön-
nen. Im übrigen tritt das Gesetz am ersten Tage des 
auf die Verkündung folgenden sechsten Kalender-
monats in Kraft. Auf diese Weise soll den Einrich-
tungen der in § 1 genannten Art ausreichend Zeit 
gegeben werden, sich auf die neue Rechtslage ein-
zustellen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung begrüßt den vorliegenden Ent-
wurf eines Gesetzes über Altenheime, Altenwohn-
heime und Pflegeheime für Volljährige (Heimge-
setz — HeimG) und nimmt im einzelnen wie folgt 
Stellung: 

1. Zu § 1 Abs. 2 

§ 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit kann im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Wirtschaft und mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung die Arten von 
Einrichtungen bestimmen, die nach Absatz 1 als 
ähnliche Einrichtungen gelten." 

Begründung 

Hinsichtlich der „ähnlichen Einrichtungen" ist der 
Entwurf zu unbestimmt. Wie aus der Begründung 
(S. 7) folgt, werden durch die Einstufung einer Ein-
richtung als „ähnliche Einrichtung" schwerwiegende 
Rechtsfolgen bewirkt. Aus diesem Grunde sollten 
diese Einrichtungen dem Heimgesetz nur dann un-
terworfen werden, wenn durch Rechtsverordnung 
näher bestimmt ist, welche Einrichtungen als ähn-
liche Einrichtungen gelten. Die Rechtsverordnung 
nach Absatz 2 sollte daher insoweit konstitutive Be-
deutung haben. 

Es empfiehlt sich daher, in Absatz 2 von „Arten von 
Einrichtungen" zu sprechen. 

2. Zu § 3 

§ 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

Mindestanforderungen 

Zur Durchführung des § 2 legt der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft und dem 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Mindestanforderungen fest 

1. für die Räume, insbesondere die Wohn-, Aufent-
halts- und Wirtschaftsräume, sowie die Verkehrs-
flächen und die sanitären Anlagen; 

2. für die Eignung des Leiters der Einrichtung und 
der Beschäftigten sowie für die Zahl der Beschäf-
tigten." 

Begründung 

Um eine einheitliche Regelung der Festsetzung von 
Mindestanforderungen für Altenheime, Altenwohn

-

heime und Pflegeheime für Volljährige im gesam-
ten Bundesgebiet sicherzustellen, spricht sich die 
Bundesregierung für die ursprüngliche Fassung des 
§ 3 des Entwurfs eines Heimgesetzes gemäß dem 
Antrag des Landes Berlin vom 16. März 1972 — 
DS 173/72 — aus, wonach die Ermächtigung zur 
Festlegung von Mindestanforderungen auf den 
BMJFG übertragen wird. Diese Regelung gewähr-
leistet, daß im gesamten Bundesgebiet übereinstim-
mende Regelungen gelten. 

Durch eine Musterverordnung der Länder ist dies 
erfahrungsgemäß nicht in jedem Falle zu erreichen. 

3. Zu § 5 Abs. 3 Nr. 2 

§ 5 Abs. 3 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. das leibliche, geistige und seelische Wohl der 
Bewohner der Einrichtung oder die Einhaltung 
der Mindestanforderungen nach den auf Grund 
§ 3 erlassenen Rechtsverordnungen nicht ge-
währleistet ist." 

Begründung 

Die Ergänzung ist redaktioneller Art und dient der 
Klarstellung. 

4. Zu § 7 

§ 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

Melde- und Buchführungspflichten 

Die Landesregierungen können durch Rechtsver-
ordnung Vorschriften über Meldepflichten, über den 
Personalbestand, die Zahl der belegten Plätze, die 
Sterbefälle und besondere Vorkommnisse in einer 
Einrichtung sowie über Art und Umfang der Buch-
führungspflicht des Trägers der Einrichtung erlas-
sen. Sie können diese Ermächtigung weiter über-
tragen." 

Begründung 

Artikel 80 Abs. 1 Satz 1 GG erlaubt lediglich eine 
Ermächtigung der Landesregierungen. Etwaige Sub-
delegationen regeln sich nach Artikel 80 Abs. 1 
Satz 4 GG. 

5. Zu § 9 Abs. 3 

§ 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung Vorschriften über die Beteiligung an 
der Überwachung und die Übertragung der Über- 
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wachung an die in Absatz 2 genannten Verbände er-
lassen. Sie können diese Ermächtigung weiter über-
tragen." 

Begründung 

Vgl. Begründung zu § 7. 

6. Zu § 12 

§ 12 erhält folgende Fassung: 

„§ 12 

Vermögensvorteile 

(1) Dem Träger einer Einrichtung ist es untersagt, 
sich über das für die Unterbringung, Beköstigung 
und Pflege der Bewohner vereinbarte Entgelt hin-
aus Vermögensvorteile versprechen oder gewähren 
zu lassen, soweit es sich nicht um geringwertige 
Aufmerksamkeiten handelt. Die zuständige Behörde 
kann Ausnahmen zulassen, wenn der Vermögens-
vorteil ausschließlich für gemeinnützige Zwecke oder 
in Erfüllung einer sittlichen Verpflichtung verspro-
chen oder gewährt wird. 

(2) Darlehen, Vorauszahlungen oder sonstige Geld-
leistungen, die ein Bewohner im Zusammenhang mit 
seiner Unterbringung in der Einrichtung geleistet 
hat, sind nach seinem Ausscheiden zurückzuzahlen, 
soweit sie nicht mit dem Entgelt zu verrechnen 
sind oder eine Ausnahme nach Absatz 1 Satz 2 zu-
gelassen worden ist. 

(3) Dem Leiter und den sonstigen Beschäftigten 
der Einrichtung ist es untersagt, sich für zu erbrin-
gende Leistungen Vermögensvorteile versprechen 
oder gewähren zu lassen, soweit es sich nicht um 
geringwertige Aufmerksamkeiten handelt." 

Begründung 

1. In Anlehnung an die Bestimmung des § 138 
Abs. 2 BGB wird vorgeschlagen, statt des Begrif-
fes „Zuwendungen" den umfassenderen Termi-
nus „Vermögensvorteile" zu verwenden. 

Zweck der Vorschrift ist es, eine Ausnutzung 
der Notlage der Heimbewohner zu unterbinden. 
Die Heimbewohner sollen von dem Zwang be-
freit sein, für die Aufnahme in ein Heim und die 
ordnungsgemäße Betreuung zusätzlich zu dem 
Entgelt weitere Vermögensvorteile zu gewähren, 
um Benachteiligungen zu entgehen. Eine Sonder-
regelung für die Gewährung von Vermögensvor-
teilen zugunsten gemeinnütziger Zwecke ist nicht 
gerechtfertigt, weil auch eine derartige Verein-
barung unter Druck zustande kommen kann. Der 
Schutz der alten Menschen erfordert es deshalb, 
einer neutralen Stelle die Beurteilung zu über-
tragen, ob der Heimbewohner freiwillig oder un-
freiwillig dem Heim einen Vermögensvorteil ge-
währen will. 

2. Absatz 2 soll die Umgehung des in Absatz 1 auf-
gestellten Verbotes verhindern. Da Absatz 1 
Ausnahmen von diesem Verbot zuläßt, müssen 

diese Ausnahmen auch in Absatz 2 berücksichtigt 
werden. 

7. Zu § 15 

§ 15 enthält folgende Fassung: 

„§ 15 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. eine Einrichtung im Sinne des § 1 ohne Erlaubnis 
(§ 5 Abs. 1 Satz 1) betreibt, 

2. eine Einrichtung im Sinne des § 1 betreibt, ob-
wohl ihm dies durch vollziehbare Verfügung 
nach § 14 untersagt worden ist. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. einer Rechtsverordnung nach § 3 oder § 7 zu-
widerhandelt, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

2. entgegen § 6 eine Anzeige nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

3. entgegen § 8 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt oder entgegen § 8 Abs. 2 Satz 2 eine Maß-
nahme zur Überwachung (§ 8 Abs. 2 Satz 1) nicht 
duldet, 

4. einer vollziehbaren Auflage oder Anordnung 
nach § 10 Abs. 2 nicht, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt, 

5. Personen entgegen einem vollziehbaren Verbot 
nach § 11 beschäftigt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu zehntau-
send Deutsche Mark, in den Fällen des Absatzes 2 
mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche 
Mark geahndet werden." 

Begründung 

1. Die Neufassung der Nummer 1 des Absatzes 1 
dient der Klarstellung. Der § 5 schreibt sinnge-
mäß vor, daß schon vor dem tatsächlichen Betrei-
ben eine Erlaubnis einzuholen ist. Die Bußgeld-
vorschrift muß daher selbständig formuliert wer-
den. 

2. Die Streichung der Nummer 3 des Absatzes 1 be-
ruht auf folgenden Erwägungen: 

Die Vorschrift des § 12, die hier bußgeldbewehrt 
werden soll, hat einen zivilrechtlichen Inhalt und 
dient dem Schutz des einzelnen Bewohners einer 
Einrichtung gegen unlautere Machenschaften be-
stimmter Privatpersonen. Die Absätze 1 und 3 
haben Folgen, die zivilrechtlich zu beurteilen 
sind. 

Darüber hinaus sind verwaltungsrechtliche Maß

-

nahmen nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 und § 11 möglich. 
Unter diesen Umständen erscheint eine Bußgeld- 
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Bewehrung des § 12 nicht erforderlich, zumal es 
grundsätzlich nicht Aufgabe des Nebenstrafrechts 
ist, die Erfüllung zivilrechtlicher Ansprüche zu 
erzwingen. 

3. Die vorgeschlagene Änderung der Nummer 1 
des Absatzes 2 ist redaktioneller Art und dient 
der Klarstellung. 

4. Das gleiche gilt für die vorgeschlagene Änderung 
der Nummer 3 des Absatzes 2. Die Befugnisse 
der Überwachungsbehörde sind in § 8 Abs. 2 
Satz 1 bereits definiert; es bedarf daher keiner 
Wiederholung. 

5. Die Änderung der Nummer 4 des Absatzes 2 ist 
ebenfalls redaktioneller Art. 

6. Die vorgeschlagene Streichung der Nummer 6 
des Absatzes 2 beruht auf den gleichen Erwägun-
gen wie die Streichung der Nummer 3 des Ab-
satzes 1. 

8. Zu § 15 Abs. 3 

Die Bundesregierung regt an, im weiteren Gesetz-
gebungsverfahren die Bußgeldandrohung hinsicht-
lich der Höhe und der Angemessenheit zu überprü-
fen. 

9. Zu § 20 

§ 20 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 

Fortgeltung von Rechtsverordnungen 

Rechtsverordnungen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund von § 38 Satz 1 Nr. 10 und 
Sätze 2 bis 4 der Gewerbeordnung erlassen worden 
sind, gelten bis zu ihrer Aufhebung durch die Rechts-
verordnungen nach den §§ 3 und 7 fort, soweit sie 
nicht den Vorschriften dieses Gesetzes widerspre-
chen." 

Begründung 

Redaktionelle Änderung 

(Der letzte Satzteil enthält einen Widerspruch. Aus 
diesem Grunde sind die Worte „entsprechen oder" 
zu streichen.) 

10. Zu § 22 

§ 22 erhält folgende Fassung: 

„§ 22 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund des § 1 Abs. 2 und § 3 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes." 

Begründung 

Gemäß Satz 2 gelten Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, auch im 
Land Berlin. Dies kann sich jedoch nur auf Rechts-
verordnungen des Bundes beziehen, nicht dagegen 
auf Rechtsverordnungen der Landesregierungen, die 
in anderen Vorschriften des Entwurfs vorgesehen 
sind. In Satz 2 sind deshalb die Worte „dieses Ge-
setzes" zu ersetzen durch die Worte „§ 1 Abs. 2 und 
§ 3" 

11. Kosten 

Die Durchführung des Gesetzes hat keine Auswir-
kungen auf den Haushaltsplan und die Finanzpla-
nung des Bundes. In welchem Umfange sich Aus-
wirkungen auf die Haushaltspläne und die Finanz-
planung der Länder und Gemeinden (Gemeinde-
verbände) ergeben, ist nicht abschätzbar. 


